
rundsätzliches über Partei un Parteien
Von Gustav un  ach S

ter die Anzeichen der dieser Zeitschrift Augustheit geschil-
derten antilıberalen onjunktur gehört auch die Abneigung

die „Partei oder „dıe Parteien © Eine „Uberparteiliche oder „Partel-
una  ängige Kegierung gilt als oberstes Ziel Ssogenannten konser-
vatıven oder autorıtaren Staatsführung Wiıe sehr be1 derartigen Vor
stellungen die Begriffe ‚„konservatıv und ‚autorıtar einseitigen gesell-
schaftspolitischen Wunschbildern entspringen und sozlologıschen
un sozlalphilosophischen Prüfifung nıch  AL  L standhalten, wurde dem SC
nannten Aufsatz urz beleuchtet Etwas Ähnliches dürfte uch be1 der
Abneigung die Parte1 oder die Parteıen der all se1n.

Zunächst ist schon der Begriff der Parte1 Unklarheit gehüllt Hür die
und oberflächliche Betrachtung verbindet sıch der Begriff M1

„Parteibuch‘‘, mit „Schiebung‘‘, mıi1ıt „staatlıcher Futterkrippe‘‘ v } kurz, die
Parte1 erscheimint als ein riesenhafter Geschäfitsbetrie ZU Ausbeutung VOo
Staat,; Provınz un: Gemeinde Urc das ittel parteipolitischer Macht-
stellung. Niemand, der aufrichtig un! SaC  1C den „Staat VO Weımar
würdigt, wird der traurıgen Tatsache derartiger Auswirkungen des
„Parteiismus“ vorbeisehen dürten Zweiftfellos wird ber uch 1er VO

Gegner der heutigen Demokratie maßlos übertrieben un ein zu ıllıges
plie. mıit den leicht erregbaren eid- un Verärgerungsinstinkten des
Durchschnittsbürgers getrieben; VOT em aber wiıird die eıit VO We1-
mMar unkritischer Weise idealisiert und der tatsächlichen
schwierigen eitlage be1 der Entstehung und ersten Entwicklung der
deutschen parlamentarischen Demokratie KRechnung

Muß Ina  } also dıie eben angedeutete, Zu oberflächliche Betrachtung VO  e
Partei un: Parteien ablehnen, Ü gilt das gleiche VO Auffassung, die
das Parteiwesen ausschließlich vom Wiırtschaftlichen hersieht grarische
oder industrielle. Interessen, die weltwirtschaitliıchen Interessen der auft
Austfuhr eingestellten Kreise Erzeugung und Handel oder den binnen-
wirtschaftlichen Einheitswillen anderer irtschaftsgruppen sieht Inan
hinter hochtönenden Parteiparolen WI1e Nation, Ehre, Weltgeltung, Frei-
eıt und FKFortschritt, Autori1ität un! Tradıtion, Demokratie und Persönlich-
keitsrechte, starker Staat, Dıiszıplın und Führung Wie sehr auch eiNe

derartige „Entzauberung polıtischer Begriffe Platze 1St, dart S1C
doch nıcht Verabsolutierung des Wiırtschaftlichen führen, WOZUu
WILr heute der otzeit besonders NCISEN. Die Parole „Arbeit un! Brot“‘
mag heute als Parteiparole zugkräftig SC1IMN, aber S1e ann doch Nnur auf
VO Geistigen leer gewordene und zermurbte Wählermassen wirken Der
Stimmen der Zeit 124 11
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Staat, auf dessen eel  ussung doch SC  jeßlich jede Partei zielt, ist eben
mehr als eine große Aktiengesellschaft ‚„Deutschland“, unist 1€6S TOLZ
Max er auch kapitalistischen Zeitalter. FKür den objektiven
Betrachter ist die Staatsıdee eiNe geistig-sittliche Norm, vielfältig VeEeI-

knüpft mi1t andern geistig-sittlichen Normen des menschlichen Gesell-
schattslebens Darum geht es uch konkret-lebendigen Staat jel
mehr als 1LUr „Arbeit un Brot un wenn uch der Staat unmittel-
bar hauptsächlic auftf die materielle Seite des menschli:chen Daseıins hın-
zıielt, 15 doch VO entscheidender Bedeutung IUr die Staatsfiührung, ob
un!: 111 welchem umtfassenderen Zusammenhang diese materielle NSeıite g-
sehen wird Deshalb steckt ein wahres Staatsempfinden der Wahl der
oben erwähnten tönenden Parteiparolen Somıit WäaTlic ein un  arer
Wertskeptizısmus, wollte Nan die „nur-wirtschaifitliche Erklärung des
Parteiwesens annehmen Man machte annn jegliche rklärung
möglıch denn, 3 C111 Wort Windelbands ebrauchen, der Skeptiz1s-
INUuS 15t „die Weltanschauung des Blasıiıerten yı dieser ber bringt weder
den Wiıllen ZU. Staat och uch den Wiıllen ZUuU Parte1 auftf

zZzu vereinfifachend un darum talsch 1StTt uch das Bemüuühen, 111} An-
SC an arl Marx die Parteien als politische Organisationen der Klassen-
fronten, mithın als USCTUuC der sozlialen Lage der Menschen aufzufassen
war steht das Poli:tische Urc die uCcC der gesellschaftlichen AÄus-
wirkungen der kapıitalistischen Wirtschaftsweise stark der tormen-
den Gewalt der verschiedenen Arbeitsmarktlage ber gerade diese Aus-
wirkung des Sozialen Poli:tische Z  9 daß arl Marx das Wesen der
‚Klasse eINSEILLE VO: ökonomischen Interesse her sah un uch daß

die Kıgenart des Staates und der politischen Parte1 gegenüber dem
Wiırtschattliıchen übersah Keineswegs nämli;ch 1st oder „bürger-
1C Verführung daß der Sozialiısmus die Enge des Nur-Ökonomischen
och verließ sobald praktische Un V e1 Staate
eisten mußte Das wahre Verhältnis des Politischen un!: Ökonomischen
zwingt iıhn  3 dazu, und das wahre Wesen der ınge erweılist sich stärker
als alle Ideologie Mag INa  n also uch den politischen amp als Klassen-
kampf auffassen, mu. annn 117 Widerspruch Marx zugestehen,
esS den kämpfenden Klassen wesensmäßig n mehr geht als pl das ökono-
mische Interesse, nämlıch ;  s  1 die Gestaltung des „objektiven Staates
Somıit 1St auch nıcht 1Ur Propagandabedürinis, wenn der politische
Kampf der lassenfronten wıeder ZUI Werturteil Aüchtet un! siıch
1n Parolen WIie „Gerechtigkeit“ un! „allgemeıne Wohl{fahrt‘‘ ergeht uch
darın 1eg C11) natürliches mpfinden VO dem tieferen, wahren un! meta-
physischen Wesen des Staates un:! uch der politischen Partei.

TreC hat e858  - der rationalistische Liberalismus diese Vernunitnorm
des ‚„wahren‘‘ Staates, diese Überzeugung VO  $ geistig-sıttlıchen
Wesen des Staates ausgehöhlt indem diese Norm jedes bestimmten
nnNnaltes entleerte un S1C bloß ormalen Richtungsidee tür das
polıtische Wollen erniedrigte Schuld hieran 1st der Atomısmus un Indıi-
vidualısmus des lıberalen Weitbildes und der lıberalen Erkenntnislehre
Die Folge dieses Formalismus daß ZWar mıit ec 11 Staat
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C1  - Ordnungssystem sah, aber Verwirklichung nicht in bestimmter
inhaltlicher Zielsetzung erblickte, sondern ]  = dem Streben, die verschie-
denen aut Staatsgestaltung hinzielenden Krätte und Gruppen Jeweils
1InNmMer wieder C1iNC Gleichgewichtslage bringen. Daraus erga sich
ann JENC politische Mechanik un VOT em JeNn«eC Arithmetik des oali-
tionsspiels der Parteıien, die veETSESSCH schienen, daß 4n C1iNe meta-
physische Wesenheit WI1Iie den Staat un das Staatsziel nıcht quantifi-
zierend un nıcht mıiıt dem Rechensti des Koalitionstaktikers Urc Zu-
sammenzählen VO  — Mandatsziffern 115 en überführen ann. Zutie{fst
ist eben das Wesen Partei Urc mehr bestimmt als Urc die
Summe der Menschen, die S1e als FBFraktion Parlament schickt. em
jede politische Partei wesensmäßig auf den Staat und die Gestaltung des
Staates hinzielt, 1S5t S1e Urc. ıhre ellung ZU) metaphysischen eın des
Staates Jeweıls als C1MN eıgenartıges uale VO  n Grundhaltung un:! rund-
Satzen un nıcht als ein Quantum VO  e} Mandatsstärke bestimmt. Und
der TITreue diesem ihrem eigCNEN Wesen leg für die Partei sowohl
die Unbefangenheit WI1Ie uch die Zurückhaltung 1in Koalitionsfragen be-
gründet So ist es enn die Metaphysik, die dem Satz, daß Politik die
Kunst des Möglichen SCl1, n höheren Sinne anrheı verleiht, als
die echniker und Mechaniker des polıtischen Lebens darunter verstehen
un! der lıberalen Vorstellung „geordneten‘ Staat als So
der hergestellten mechaniıschen Gleichgewichtslage parlamentarisch-
parteimäßıger Kräfte ausdrücken. Aus diesem Inbegriff lıberaler Staats-
weisheit olg ann jene „Realpolitik“‘, die Sschlec  1n VO:  e bel 1st,
nıcht weıl S1ie Realpolitik ist, sondern weiıl 1e Realpolitik ohne festen
un bleibenden metaphysischen Standpunkt ist.

Die heute verbreitete Abneigung die parlamentarische Demo-
kratie un! „die Parteien‘‘ beruht Nnu  } be1 vielen Menschen auf der
Beobachtung, die politische Praxis eben als 1ıberal gekenn-
zeichneten Weg S1Ng ber dieser alsche Weg erga un erg1bt siıch NIie-
mals dem Wes der Partei un der parlamentarischen Demokratie,
sondern stellt sich Lichte des eben Dargelegten als durchaus
Wesenswidriges dar Darum 15St uch die Folgerung, die Av  uS den
lıberalistischen Irrgängen der Parlamentspolitik zieht und die vieltac.
auftf eiNne grundsätzliche Verwerfung der Parteien und der parlamentari-
schen Demokratie hinausläuft, völlıg verie Die CINZIYE Folgerung, die
ZU ziehen 1ST, 1St vielmehr die Forderung allseitiger Rückbesinnung auf
das metaphysische Wesen des Staates, 9} VO  - 1er inn un Funktion
der Parteien wieder ZUu erfassen. Dann WaIlc jedenfalls eiNe Verfassungs-
reform erst vollen Ernst der Aufgabe erkannt, un: die heute vieliac.
vorhandene Überheblichkeit ber „die Männer VO  ; Weimar“‘ würde
bescheideneren Haltung wenigstens be1 den hrlich gesinnten Verfassungs-
retormern atz machen. Die Verlegenheit um 58 tiefere, BEMEIN-
Same Grundlage der Staatsgesinnung für das Veriassungswerk ist nam-
lıch heute eher größer als damals

wenigsten wird nun der Forderung ach metaphysischer Staats-
besinnung gerade jJene regierungsfähig gewordene Strömung gerecht, die

11*
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aut eine parteien- un: parlamentsunabhängige „autoritäre Staatsführung‘
hinstrebt. Das Fehlen jeglicher metaphysischen Staatsauffassung ist Narnl-

lich für diese ichtung kennzeichnend, a1s0 gerade as, ihre Gegnerin,
die lıberalıstische Parteidemokratie, unfähig gemacht hat sehen diesen
angel Metaphysischem der Augenblick benden „autor1-WSS  . Wi  geb|

Staatsführung‘‘ einmal Urc dıe Staatstheorie verschuldet, dıie
mittelbar un unmittelbar aut die leiıtenden Männer einwirkt, un ann
Urc die Sınnesart soziologischen Schicht, die Hauptträger der
auftfor!  ren Politik Der „Dez1ision1ismus der Staatstheorie Carl
Schmitts 15t alogisc un: voluntaristisch 15t bewußt Gegner der Meta-
physık Siıinne des scholastischen Naturrechts un wesenhaiter Se1ins-
strukturen el 1eg reiliıc dennoch C1i11€ „Metaphysik“ versteckt
Grunde, die die jeweilige Machtrichtung und Wiıllensentscheidung „recht-
fertigt‘, namlıch C11le Art Maniıchäismus des un: bösen Prinzıps
der Welt mM1t dem rgebnis, daß Politik nıcht Sinne des hl Thomas
und der Scholastık e11 sinnvolles „Ordnen y sondern ein machthaftes „Ent-
scheiden Zu Bewältigung des „Freund-Feindverhältnisses 15t Eıne
derartıge „Metaphysik“ sieht annn auch folgerichtig Staat NnUur den
Machtstaat, während ahrne:! VO: W esen des Staates ac und
ec untrennbar un Lebensfiun  1o0nen dieses Wesens sSind Zu dieser
machtstaatlichen Theorie paßt annn dıie ungeistige, ZUr „schneidigen
Machtentscheidung hinneigende Denkart der die ‚„„autoritare Staatsfifüh-
rung‘“ heute tragenden soziologischen Schicht, nämlıch
preußischen Junkertums un der VO  e ihm beeinfiußten Militärkreise. WAäh-
rend die aristotelisch-scholastische Metaphysık M1t ihrer Ehrfurcht VOTLr

den wesenhaiten Strukturen des Seins, mithın auch des gesellschaftlichen
Lebens, dem politischen Handeln das Gepräge der inniuille und des
es g1ibt erzeugt die eben angedeutete bewußte oder unbewußte Meta-
physikscheu und Metaphysikireiheit jene orsche Bedenkenlosigkeit und
allentalls Jen«e Disziplini:ertheit rein außerlicher ormbeherrschung, die

mehr die augenblickliche Politik be1 uns bestimmen drohen
Der angel Staatsmetaphysiık macht jedenfalls die ichtung der
„autoriıtaren Staatsiührung völlıg ungeeıgnet ber liberalistische Par-
teiendemokratie Gericht Sitzen dieser angel richtet S1C selbst
Und 1St nıcht „konfessionelles‘‘ Vorurteil wenn der rohtel des eut-
schen politischen Katholizismus e1iNEC solche ‚„„autorıtare Staats-
iührung staärkstes edenken hat Der bewußte ol1 en eben
wesenhait metaphysisch auch Politischen hat er angesichts der

politischen Methoden das peinliche mpfinden des Rücktalls 11S

Primitive, der tUr den relıgösen Menschen un: Christen gleichzeitig 1
auch e1in Sündentall ist

Rückbesinnung auft das metaphysische Wesen des Staates 1St also der
alleinıge Weg, auftf dem das deutsche Parteiwesen un! die parlamen-
tarısche Demokratie ach CEISCNCIL Naturgesetzen gesunden ann Wenn
WITr die Lage Deutschlands und ıhre Verworrenheit betrachten,
WIrd allerdings die Schwierigkeit un! beinah Unlösbarkei Au{fgabe
eutiic Die Quelle der Skepsis gegenüber unserer Demokratie 1eg eben
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anderswo, als die sehr oberflächlicfien Antidemokraten unserer eıit  . mei-
NeI, Erst recht i1eg die Quelle dieser Skepsis nicht da, manche
Freunde uNsSerer Demokratie S1e sehen, WwWenNnn sS1e verlangen: WeCS VO den
Weltanschauungsparteien und hın den Parteien der „reinen Staats-
politik“” Denn was soll „reine Staatspolitik“ heißen? Eıine irgendwie
eschaffene un begründete Idee VO  3 der Aufgabe des Staates mu doch
dem polıtischen Handeln als einem sinnvollen Handeln Grunde liegen,
wenn anders 1an nıcht ZU: lıberalen ogma der ‚„Wertfreiheit‘“ siıch be-
kennt un das W eesen der Pol:tik oZzZusSsasch technisiıert und iın jenem ben
zurückgewiesenen Bemühen die dauernde Herstellung des Gleich-
gewichts zwischen den verschiedenen Gruppen un Bestrebungen sieht

So gewiß also der Staat un! seine Au{fgabe 11LUTLr weltanschaulich begrün-
det Uun: verstanden werden kann, ebenso gEWl ist auch die weltanschau-
1C Grundlage jeder Parteibildung, weil ]Ja die DParte1 VO  $ der inneren
Beziehung ZUu Staatsauigabe nıchtr werden ann. Wo immer
also in einem anı die arteibildung nıcht ach weltanschaulichen Ge-
siıchtspunkten geschieht, erfolgt 1€es nıiıcht aus mangelnder Betonung und
Wertschätzung des Weltanschaulichen, sondern weıl man 1m Gegenteıil
UuSs natürlicher Veranlagung und geschichtlicher Erziehung des gemeıin-
sSsamen — n U. 11ı Bodens tüur den Staat un somit uch
für die Parteien sicher ist Die Parteien SsSind annn ZW ar 1n einem annehm-
aren Sinne „rein politisch‘‘, aber durchaus nıcht ohne weltanschauliches
FYFundament; enn S1e sind 1n diesem a  € polıtische Organıisationen des
verschiedenen Denkens und Wollens hinsıiıchtlic der ittel un Wege
ZUTLC Verwirklichung der 1m übriıgen gemeinsamen, E  C S ranı  CÖ

egründ eten Idee Uun: Aufgabe des Staates. SO ist CS bıs jetzt in Eng-
land, 1m natürlichen ‚COININON sense‘‘ un 1in einer geschichtlich DE-
wachsenen nationalen Einheitsidee eine gemeinsame elt Uu-

liche Basıs für polıtische en beinah als selbstverständlich und
tast unbewußt DEDHC e ist In Deutschland liegen die inge leider nıcht

Der natürlıiıche Volkscharakter und die geschichtlich gewordene Zer-
rissenheit machen die notwendige weltanschauliche Basıs des Staats-
lebens immer wıieder ZU Problem und ZU: Gegenstand verschiedener
Au{ffassungen. Be1i dieser achlage wäre die Nichtexistenz VO Welt-
anschauungsparteien geradezu das Zeichen politischer Oberflächlichkeit
unseres V olkes

Man muß 1Iso 1m Intefesse der Fruchtbarkeit unseIres politischen Le-
ens eine ärkung der Weltanschauungs-Parteien wünschen. Und w as

die dem deutschen Katholizismus nahestehenden beiden politischen Par-
teien betrifit, wird inan egrüßen, daß das Bewußtsein tür en
Wert un! die Notwendigkeit der weltanschaulichen Grundlegung gerade
ın den etzten Zeiten wieder stark erwacht ist Mögen die Zeiten für
immer vorbei se1n, ein wirklıicher oder vermeıntlicher Zentrumsmann
iın einer allgemein-politischen Erörterung 1mM „Berliner Tageblatt‘“ sinn-
gemä etwa schreiben konnte, für den Politiker die Besinnung auf
Grundsätzlıiches immer eın Zeichen VO  — Verlegenheıit sel. Mıt Freuden
wird man iın dem Mitteilungsblatt „Das Zentrum:‘“ (Nr 10/11, 10932, 207)
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olgende programmatische KRıchtlinie lesen: „Die Zentrumspartei 1St eine
@° \ 1 welche siıch die Au{fgabe gesetzt hat, VO  } ihren

Grundanschauungen £ der Gestaltung der politischen Ordnung des
deutschen Volkes mitzuwirken. Sie geht €e1 1 gleicher Weise

VO den natürliıchen Grundlagen deutschen V olkstums, deutscher Ge-
schichte Uun! Kultur, VO  } den naturhafiten egebenheıten Staat, Gesell-
scha{it un Wiırtschaft un VO  ; den Grundwahrheiten des Naturrechts un
des christlichen Offenbarungsgutes, WIEC S16 VO  } der katholischen Kırche
gelehrt werden. In der ezugnahme autf diese Ausprägung der christlichen
Grundwahrheiten die Zentrumspartei für ıhre polıtischen Arbeiten
un 1ele wesenhafte Besonderheiten prinzipielle arheıt, Eiindeu-
igkeit, Sicherheit und Endgültigkeit.d4

Für den katholischen Volksteil miıt SECiIiNeET n sich mögliıchen arne:ı
un: Geschlossenheit n Grundsätzlichen ijeg also die 1er ZUTC Gesundung
des Parteiwesens geforderte KRückbesinnung auft das metaphysische Wesen
des Staates ınfach und beinahe einzigartı gunstig

Gerade daraus 1St der Hauptbeweıs zıehen, daß der katholische
Volksteil ZUTr einheıtlichen politischen Zusammenfassung hinziıelen muß
und kann, WI1ie schon ıel Augustheft dieser Zeitschri auseinandergesetzt
wurde. Vor em Zeitalter der deutschen pParlamentarischen Demo-
kratie ieg‘ 1es Interesse sowohl SCTES Volkes und SCINET
demaokratischen Entwicklung WIGC auch des Katholizismus.

Sind also dem Gesichtspunkt der Rückbesinnung auf das meta-
physische Wesen des Staates die Umstände tür die parteimäßig arnlı-

mengefaßte poliıtische Vertretung des Katholizismus sıch gunst1ıg, So

rag es sıch ob nıcht konkrete, mehr oder WENISECI zufällig gewordene
er  15Se€e den Gesundungsprozeß der Rückbesinnung erschweren.

Die wesenhaite metaphysische rundlage den Katholizismus 1
Parlament vertretenden Parte1 stellt die Fraktion un ihre Mitglieder
hohe An{forderungen Diese geıistıigen An{forderungen liegen nıiıcht

der ichtung Sos akademischen Bıldung, sondern mehr der
ichtung Universalität des Interesses un der Aufgeschlossenheit
für alle Fragen unNnserer Kultur Denn nıcht NUur Tarıfverträge, Beamten-
gehälter, Einheitspreisgeschäifte, Konsumvereine und Syndikate können
un werden politisches Gewicht9 sondern SCHIEC  1n €es VO
der Phiılosophie un gelehrten Forschung bis hin den heute 5 O belieb-
ten Militärmärschen undfifunk Leider wiıird da un ort geklagt, daß
die Überzeugung VO diesen entternten Quellen des Politischen bıs Z
eım Abgeordneten nicht sehr stark WAar erst das assSıve Poli:tischwerden
der Antıdemokratie heutigen ‚au  aren Staat mag manchem die
ugen geökfinet en tür die tausendtiachen Wege, auft denen eiNe „„NECUE
Polıiti VO  - weıt her un! allmählich konkrete 'Tat WIrd

Eine metaphysischer TITreue der Demokratie dienende Parte1i wird VO  e
diesem demokratischen Wesen uch Verhältnis VO  e Fraktion un:!
Fraktionsführung VETSDUTCH lassen. 1eg schon für das olk der
Vorteil demokratischer Eıinrichtungen ach dem hl "CThomas 1in

größeren Anteilnahme der einzelnen öffentlichen Geschehen, SC gilt
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dies natürlich och mehr VO einzelnen Fraktionsmitglie Die Politik
Von Parte1 un FPFraktion dartf nıcht die heimkunst EIN1ISCT WEN1ISECT SC
jene alsche, aut e1iNeIn mechanistischen Begriff der Demokratie ußende
Meinung dart sich en Fraktion nıicht bewahrheıten,
wonach die Demokratie siıch zwangsläufig ZUuU Oligarchie entwickle, 111

5998 e1indiesem all also ZUX Olıgarchie der „Fraktionshonoratioren
iıches Wort Max Webers ZU ebrauchen. Wiırd die Fraktion ZUIN Ab-
stımmungsapparat gemacht, wıird ebenso zwangsläufig die Parte1 ZUr

Wah  aschıne Dann mag die Technik vorzüglichen Organisatıon
ber die eine oder andere schwierige Lage och hinweghelfen, ber einmal
wiırd der angel il en Ur Krise tühren Eın demaokratisch enkender
Parteijführer wiıird er eigentlich insotern niemals eiNne unpopuläre olı-
tiık machen, als er darauf ausgehen wird mM1t en ıtteln Polijtik
populär machen. Dies annn ber NUur, wenn nıcht e11 Parte1i-
maschine, sondern Parteivolk VOLr sich hat Gerade 1eSs 1St Ja eigent-
lıch auch heute geme1nt, wenn inNnan 1n mißverständlicher Wortprägung

„Parteien‘‘ nunmehr „Volksbewegungen‘ en 111
Damit rückt das Parteivolk, der vorparlamentarische Raum,

VO: dem die Parte1 ausgeht, den Vordergrund.Das katholische olk
]  - en SC111€ Gruppen, Schichten un: Organisationen stellt diesen VOI -

parlamentarischen Raum dar Ist ebendig ENUS, 111er wieder
Strömungen aufzunehmen und 1mMmmer wieder dıe Parte1t-

politik un:! die Parteipolitiker beiruchten und wiederum nregungen
empfangen? Und umgekehrt: 1St diıe offizielle Parte1ı biıs hinauftf ZUr

Fraktion un ZUTLC Fraktionsiührung © dieser lebendigen Wechselwirkung
überhaupt bereit un aufnahmefähig? ach beiden Seiten hın werden
heute Uunsche laut. Man Sagt, daß unNnsSer katholisches olk wenig
politisch aktiviert ist, und es 111)] och azu neigt, Politik nıcht
1in dem umtfassenden Sinne nehmen, den iıhr der Katholizıiısmus geben
kannn un! MUuU sondern 1111 kirchenpolitischen inne. 1eltaC. ag
Man, daß SoO$ katholische Presse Urc die fast banale Art ihres
Katholizismus dieser Enge un! chwunglosigkeıt des politischen Welt-
bildes beiträgt Der Klerus als der Hauptbildner des katholischen Volkes
soll durchgängiıg nıcht hinreichend ZUTF au polıtischer Zusammenhänge
orientiert SC111,: Man sagt zudem VO  n iıhm, leicht der Gefahr des
politischen Kurzschlusses unterliege, nämlich die Politik ann Ord-
nuns sehen, wenn rein außere Maßnahmen ZU Schutz der öffentlichen
ora oder der kirc  iıchen Betätigung VO Staate durchgeführt sıind.
Und be1i den offiziellen Politikern wiederum vermi1ßt 19980701  — Urc die igen-
art unseTrTes Listenwahlsystems nicht selten die olksnähe Es bıldet sich
leicht die Gefahr un: VO Mandatsträgern als Art priviılegier-
ter Schicht, die die Beschäitigung anderer katholischer Menschen un
Gruppen M1T politischen Fragen als unberechtigte Konkurrenz empfindet.
Und doch könnte die Stimme politisch wachen katholischen Volkes

schweren Entscheidungen für die Hraktion ] parlamentarischenKampf
Stütze Se1nN, auch, un gerade dann, wenn ZuUummn ompromi1ß kom-

} mu nd die katholische Forderung hundertprozentig nicht urch-
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gesetzt werden kann Möge inan er der Stimme des katholischen Vol-
kes vorparlamentarıschen Raum die Möglichkeit geben, sıch hören
lassen, und moöge al hören.

reilich, g1ibt eobachter des politischen Lebens katholischen
Deutschland, die INCINEN, dieses katholische olk vorparlamentarı1-
schen Raum überhaupt nıcht mehr da 1ST Man auf die vielen un:
oft riesengroßen erbande in, die alleın den vorparlamentarischen
Raum auszuiullen scheinen. Darın 1eg zweiıtellos 116 ehrhe1ı1 VOo Ge-
fahren für die politische Auswirkung des deutschen Katholizismus. - Zu-
näachst können diese erbande eineac sein un werden, die
ages die Hreiheit un Selbständigkeit der politischen Parte1 ernsthait
einengt un BDar erschüttert. Wenn terner die durchaus Eiinzelfällen
verständli:che Übung, Verbandsfunktionäre gleichzeitig mi1t Mandaten
auszustatten, ewohnhe1itsmäßıig atz greifen ollte, könnte der VOT-

parlamentarische Raum ages überhaupt mit dem parlamentarıschen
KRaum der Kraktion zusammenzftfallen annn WalIie aber gerade JeENE oben
erwähnte fruchtbare Wechselwirkung unmöglıch gemacht uberdem
würde dadurch das en des öffentlichen Katholizismus VO  ’ WE

SCr „offizıellen Köpfien bestritten, was sicher der aCcC nıcht zuträglich
15T Endlich besteht ach manchen scharten eobachtern die Gefahr, daß
eine lückenlose Beherrschung des vorparlamentarischen Raumes Urc die
großen, stark durchorganisıierten katholischen erbande diesen Raum
des größtmöglıchen Lebens berauben un ıhm Funktion als
ratit- un Ideenquelle für das parlamentariısche eschehen schmälern
würde Denn be1 er Notwendigkeit un be1 en unbestreitbaren un
unbestrittenen Verdiensten der großen katholischen erbande besteht den-
och die Möglichkeıit, daß die Gefahr persönlicher Rivalitäten der roß-
tunktionäre nıcht vermeıjdbar ist daß esSs modernen Formen VO  — ‚„Haus-
mächten deutschen Katholizısmus kommen, und daß Umständen
das Sıtzen dieser Verbände L SEMEINSAINCH 15C lebenswichtigen
katholischen Fragen bestenfalls geschickten 99  egıe ZUIN

Nıichtsagen des Wesentlichen un ZU: Nichttun des Nötigen, führen kannn
Ganz schweıigen VO  } der großen Versuchung, daß der einNne oder andere
Verband Umständen sehr menschli:cher Rücksichten Nnur

schwer dem Kurs der poliıtischen Parte1 tolgen wird, wenn S16 un

konkreten Staat 1 Opposition treten mMu. Sollten alle diese Beobach:-
tungen oder Befürchtungen ec bestehen, annn WAarTte die Forderung

erheben, den vorparlamentarischen Raum SeiIiNer grundlegenden
Bedeutung für eine lJebendige Pol:tik der den Kaätholizismus vertretenden
Parte1 autfzulockern un „das katholische Volk‘‘ auch och anders als 1Ur

dem cnleıier der erbände, eben UrCc volksnahe Persönlichkeits-
kandıdaturen Zu wıiırksamen Erscheinung bringen.

ögen diese Zeılen azu beitragen, den katholischen Menschen das
Falsche des Geredes Parte1 un! Parteien nahezubringen un gleich-
zeiıt1g der berechtigten Kritik die ichtung weisen Der uswe1ls der
etzten Jahrzehnte deutscher Geschichte näamlıch klar, daß der
deutsche Katholizismus ([1UTX als geschlossener un 1Ur 81 parlamen-
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tarıschen eld sich durchsetzen und das Deutschland beiruchten
kannFürden deutschen Katholizismus ist die positive ellung ZUr e111-

heitlıchen, parteimäßigen parlamentarıschen Formung un: Auswirkung
des polıtischen ıllens eine Lebensirage.

Deutsche Front
Von T1C Przywara S

“ 1ichtung der re1 Klassıker des „Deutschen utfbruchs
zeıgte uNs, WIe alle Grundanschauungen des eutschen Natıio-

nalısmus be1 iıhnen der Tat vorliegen. Die eigentümliche Religiosität
dieses Nationalısmus (in Lagarde): einerseits innerlıiıch hingezogen ZU

Katholischen, anderseits wildem Trotz es überlieiert Christ-
1C Ebenso poliıtische Geistigkeıit der ythos des „Reiches aber

Deutschland als ‚„CINCTI proletariıschen Nation‘‘“ (Moeller-Bruck Das
Dritte eic 71), darum als ‚„„‚Sozialaristokratie des „organischen Staates
(Langbehn) dem „Führer‘‘.

Diese rundideen SsSind der Keim Literatur. In ihr wird der
„Deutsche Aufbruch‘‘ ZUu ‚„Deutschen Front‘“‘.

wel katholische Denker stehen der ersten el Carl Schmuitt un
ar Spann Sie bilden zueinander scharten Gegensatz, insofern
Carl Schmitt alle Romantık ankämpfit (Politische Romantik), diese
aber der Wurzelboden Spanns 1sSt ber en siıch dem unbedingten
Primat der Gemeinschait VOI dem Ich

Das Denken arl S chmiıtts geboren 1888)? beruht auf bis
Zu Letzten gehenden Durchdenkung des egriffes der „SouUveränıtät
egenüber der „Theorie des bürgerlichen Rechtsstaates.. 7 welche au

dem Staat e1inNne Rechtsordnung machen suchte (Verfassungs-Lehre 8)
betont den utonomen Waıllen der „verfassunggebenden Gewalt‘‘ (ebd 0)
‚„Der 1St existenziell vorhanden, acCc oder Autorität ieg

sSse1iNeEIN eın  .. ebd.) Dieses eın 1eg ‚, VOT er RKechtsnorm. Die Ver-
fassung Volkes „bedarf keiner Rechtfertigung ethischen
oder Juristischen Norm, sondern hat ihren Sıinn 1 der politischen Existenz.
Eıne Norm warcec Sar nıcht imstande, 1er irgend egründen Die
polıtische Eixistenz braucht un! annn sich nicht legitimieren‘ 87) „Vor
jeder Norm steht die konkrete Existenz des politisch geeinten Volkes‘“
I2I1 39  1€ Existenz des Staates bewährt 1er einNe zwe1ıiellose Überlegen-
eıit ber die Geltung der Rechtsnorm. Die Entscheidung macht sich fre1
VO jeder normatıven Gebundenhei un wird [ eigentlichen Sınne abso-
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